Fälle zu den Urkundendelikten – Lösung
Fall 1
Strafbarkeit des W 

1. Handlungsabschnitt: Das 1. Schreiben des W an R
I. Urkundenfälschung, § 267 I  1. Var., Herstellen einer unechten Urkunde
1. Urkunde 
a) Verkörperung einer Gedankenerklärung – Perpetuierungsfunktion (+), Brief verkörpert die Erklärung, dass R zu einer Zahlung aufgefordert wird

b) muß geeignet und bestimmt sein, eine rechtserhebliche Tatsache zu beweisen - Beweisfunktion; rechtlich erhebliche Tatsache = Tatsache, die im Rechtsverkehr nicht völlig unerheblich ist, hier: R ist Wein geliefert worden, den er noch nicht bezahlt hat ; Eignung zum Beweis liegt vor, da Erklärung zum Beweis der rechtlich erheblichen Tatsache  etwas beitragen kann; Beweisbestimmung erfolgte hier durch den W, dafür Bewusstsein ausreichend, dass ein anderer durch die Erklärung zu einem rechtserheblichen Verhalten veranlasst werden kann, hier (+)   

c) Gedankenerklärung muß ihren Aussteller erkennen lassen (Garantiefunktion), dh es muß Hinweis gegeben sein auf eine bestimmte Person, die  („geistig“) hinter der Erklärung steht; hier: W

2. Unechtheit der Urkunde; sie ist dann unecht, wenn sie nicht von demjenigen stammt, der in ihr als Aussteller bezeichnet ist, also bei einer Identitätstäuschung, wenn also scheinbarer und wirklicher Aussteller nicht identisch sind; hier: die Urkunde stammt von W und er tritt auch als Aussteller auf: somit keine Identitätstäuschung → die schriftliche Lüge (ohne Identitätstäuschung) ist nicht strafbar

Merke: in einer „richtigen“ Klausur kann man unter Hinweis auf die Straflosigkeit der sog. schriftlichen Lüge sofort darauf verweisen, dass § 267 I 1. Alt. nicht vorliegt!

II. §§ 263, 22, 23

1. Keine Vollendung der Tat; Strafbarkeit des Versuchs

2. Tatentschluß = Vs bzgl einer Täuschungshandlung (Sie haben noch nicht gezahlt), Irrtumserregung, Vermögensverfügung (Zahlung der geforderten Summe, Verlust des Geldes), Vermögensschaden (keine Kompensation angestrebt); ferner: Bereicherungsabsicht (+), Vs bzgl der RW der Bereicherungsabsicht (+)

3. Unmittelbares Ansetzen durch Abschicken des Briefes

4. RW und Schuld (+)  
2. Handlungsabschnitt: Schicken des Lieferscheins
I. Urkundenfälschung , § 267 I 1. Var., Herstellen einer unechten Urkunde
1. Urkunde 
a) Verkörperte Gedankenerklärung: Lieferschein verkörpert Erklärung, dass dem R etwas geliefert worden ist und dieser die Sache erhalten hat. 

b) Beweisfunktion: er ist zum Beweis dieser  - wenn auch unwahren – rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt und geeignet. 

c) Garantiefunktion: in Bezug auf die Gedankenerklärung: „ich habe etwas erhalten“ ist als Aussteller der R erkennbar. 

2. Unechtheit der Urkunde: dann, wenn sie nicht von demjenigen stammt, der aus ihr als Aussteller hervorgeht; also: Diskrepanz zwischen scheinbarem und wirklichem Aussteller → hier: als Aussteller erscheint R, während sie in Wirklichkeit von W stammt („herrührt“)

3. Herstellen der Urkunde durch W (+)

4. Vorsatz (+)

5. zur Täuschung im Rechtsverkehr = Wille, dass ein anderer die Urkunde für echt hält und zu rechtlich erheblichem Verhalten („Rechtsverkehr“) bestimmt wird, hier (+)

6. RW und Schuld (+)      
II. Urkundenfälschung, § 267 I 3. Var., Gebrauchen einer unechten Urkunde

1. unechte Urkunde, (+) s.o.

2. Gebrauch = Zugänglichmachen gegenüber dem zu Täuschenden, so dass dieser sie wahrnehmen kann, hier (+)

3. Vorsatz (+)

4. zur Täuschung im Rechtsverkehr (+), s.o.

5. RW und Schuld 

III. § 263 Betrug zulasten des R (+)

1. Täuschungshandlung

2. Irrtumserregung

3. Vermögensverfügung (+), s.o. 
4. Vermögensschaden

5. Vorsatz

6. Bereicherungsabsicht

7. Rechtswidrigkeit der Bereicherungsabsicht und entsprechender Vorsatz

8. RW und Schuld     

Konkurrenzen:

Bei Verwirklichung der 1. und 3. Var. des § 267 liegt im Ergebnis nur eine Urkundenfälschung vor, wenn der Täter beim Herstellen bereits einen Gebrauch ins Auge gefasst hat.

Mit § 267 konkurriert im Wege der Idealkonkurrenz der vollendete Betrug (versuchter Betrug = mitbestrafte Vortat)
Fall 2
Strafbarkeit der S 
I. Urkundenfälschung , § 267 I 2. Var., Verfälschen einer echten Urkunde

1. echte Urkunde

a) Urkunde 

(1) Verkörperung einer Gedankenerklärung
- Preisschild als solches drückt nur aus, dass „etwas“ 450 € kostet, isoliert betrachtet nicht geeignet noch bestimmt, Beweis über etwas zu erheben. 

- Preisschild iVm Bogener-Anorak = sog. zusammengesetzte Urkunde, dh Bezugsobjekt und verkörperte Gedankenerklärung sind räumlich fest zu einer Beweiseinheit verbunden; hier: Preisschild und Anorak sind fest (durch Plastikschnur und Informationsbroschüre) verbunden und ergeben zusammen die Aussage, dass dieser Anorak 450 € kostet

(2) Beweisbestimmung und Beweiseignung hinsichtlich einer rechtserheblichen Tatsache (+)

(3) Ausstellererkennbarkeit? Aussteller der Aussage ist das Sportgeschäft, selbst wenn dieses nicht ausdrücklich als solcher erscheint, da es auf den Kontext ankommt 
b) Echtheit der Urkunde 
gegeben bei Identität von scheinbarem und wirklichen Aussteller, hier (+), Sportgeschäft ist ersichtlicher und tatsächlicher Aussteller der Gedankenerklärung 

2. Verfälschen der Urkunde = nachträgliche Veränderungen des gedanklichen Inhaltes; hier (+), Anorak soll  nunmehr nur 150 € kosten

3. Vorsatz

4. zur Täuschung im Rechtsverkehr = Wille, über Unverfälschtheit der Urkunde zu  täuschen und anderen zu rechtlich erheblichem Verhalten zu bestimmen 

5. RW und Schuld (+) 
II. Urkundenunterdrückung – § 274 StGB (Manipulation am Bogener-Anorak) 
1. Echte (zusammengesetzte) Urkunde, liegt vor, s.o.

2. die dem Täter nicht oder nicht ausschließlich gehört; gehören bei alleinigem Beweisführungsrecht des Täters; hier: Beweisführungsrecht steht dem Geschäftsinhaber /Verkäufer zu, ev. auch anderen pot. Käufern, nicht jedoch der S 

3. Vernichten/Beschädigen = Urkunde ist als Beweismittel völlig unbrauchbar oder beeinträchtigt; hier ist Brauchbarkeit der Urkunde zumindest beeinträchtigt wenn nicht völlig zerstört

4. Vorsatz (+)

5. Nachteilszufügungsabsicht, ausreichend direkter Vorsatz zur Beeinträchtigung eines fremden Beweisführungsrechts in einer aktuellen Beweissituation, Vermögensnachteil ist nicht erforderlich; wenn dieser vorliegt, dann muß er nach Vorstellung des Täters auf dem Ausfall der Urkunde als Beweismittel beruhen; hier: S wollte dem Sportgeschäft einen (Vermögens) Nachteil zufügen, der sich als Folge der Beeinträchtigung seines Beweisführungsrechts ergeben sollte.

6. RW und Schuld (+)

III. Sachbeschädigung durch Überkleben des Preisschildes am Bogener-Anorak - § 303 StGB

1. fremde Sache 

2. beschädigen oder zerstören (+), da es nicht ohne Substanzbeeinträchtigung wieder sichtbar gemacht werden kann (Parallele zum Überkleben eines Plakates mit einem anderen)
3. Vorsatz, Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

IV. Urkundenunterdrückung - § 274 StGB (Entfernen des Preisschildes am anderen Anorak)

1. echte Urkunde

2.  kein alleiniges Beweisführungsrecht der S

3. Vernichten der Beweisführungsmöglichkeit (+)

4. Vorsatz (+)

5. Nachteilzufügungsabsicht in einer aktuellen Beweissituation: Beeinträchtigung eines fremden Beweisführungsrechts gegeben, aber fraglich, ob S sich dies auch für eine (aktuelle) zB Verkaufssituation vorstellte; eher (-)

V. Urkundenfälschung – § 267 I 1. Var., Herstellen einer unechten Urkunde durch Aufkleben      
1. Urkunde (neue Urkunde als Ergebnis der Fälschung)

a) verkörperte Gedankenerklärung: Dieser Bogener-Anorak kostet 150 €

b)Beweisbestimmung (+)

c) Garantiefunktion → Ausstellererkennbarkeit: als A. ist das Sportgeschäft erkennbar

2. Unechtheit der Urkunde: unecht, wenn Diskrepanz zwischen scheinbarem und wirklichem Aussteller; hier: scheinbarer Aussteller der obigen Erklärung: Sportgeschäft - wirklicher Aussteller: S; somit Unechtheit der Urkunde gegeben 

3. Herstellen der Urkunde durch die S (+)

4. Vorsatz und zur Täuschung im Rechtsverkehr (+)

5. RW und Schuld

VI. Betrug - § 263 StGB 
Täuschungshandlung über Preis des Anoraks, Irrtumserregung, Vermögensverfügung, Vermögensschaden, vs. Bereicherungsabsicht, Rechtswidrkgkeit dr Bereicherungsabsicht RW und Schuld (+) 
Konkurrenzen: 

§ 267 I 2. Var. verdrängt als das speziellere Delikt das Herstellen einer unechten Urkunde nach § 267 I 1. Var. 

§ 274 tritt als Mittel der Verfälschung hinter § 267 I 2. Var. zurück.

§ 303 durch Überkleben tritt hinter den spezielleren § 274 zurück

§ 263 steht im Verhältnis zur Urkundenfälschung gem § 267 I 2. Var. In Idealkonkurrenz. 

Merke:   Die Reihenfolge der Prüfung der Tatbestände in dieser Klausur ist beliebig; man findet auch Darstellungen, in denen mit §§ 274, 303 und § 267 I 1. Var. begonnen wird.                   
